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Politische Kommunikation in der digitalen 
Gesellschaft 

Die Entwicklung von Online-Angeboten und die Diskussion über die 
Transformation politischer Kommunikation durch deren Nutzung ist in-
zwischen selbst im deutschen Sprachraum kein neues Phänomen mehr. 
Spätestens seit der Jahrtausendwende ist das Thema aus den spezialisierten 
Diskursen der Netzkritik in eine breitere Öffentlichkeit gerückt. Dort strei-
ten seitdem »Apokalyptiker und Integrierte« (Umberto Eco) über die ge-
sellschaftlichen Auswirkungen der jeweils aktuellen Erscheinungen. Das 
politische System selbst blieb davon abseits alarmistischer Debatten lange 
Zeit einigermaßen unbeeindruckt. Erst seit wenigen Jahren hat sich die 
Gestaltung der Digitalisierung in Deutschland als ein Aspekt etabliert, der 
nicht nur der Profilierung von Nachwuchspolitikern dient. Dabei setzt die 
Dynamik der kommunikations-technologischen Innovationen sowohl 
Beobachter als auch politische Entscheider unter Druck: Atemlos geraten 
jeweils neue Anwendungen und deren Auswirkungen in den Blick, werden 
als Chance oder Risiko begriffen und häufig zu den Akten gelegt. Politi-
schen Akteuren, die Digitalisierung als ein Vehikel für Demokratisierung 
verstehen, scheint es genauso zu gehen. Paradigmatisch dafür ist der Auf-
stieg und (vorläufige) Fall der Piratenpartei, aber auch die Desavouierung 
netzaktivistischer Projekte wie Wikileaks. In beiden Fällen hat dies zur 
Diskreditierung der damit verbundenen Konzepte in der öffentlichen 
Wahrnehmung geführt: »Liquid Democracy« und Transparenz stehen je-
denfalls nicht mehr ganz oben auf der Wunschliste der Internet-Utopien. 
Stattdessen haben spätestens seit der Wahl von Donald Trump dystopische 
Perspektiven auf das populistische Potenzial sozialer Medien Konjunktur. 
Durch diese Entwicklung kann sich auch die Politikwissenschaft bestätigt 
sehen, die eine empirische Auseinandersetzung mit »dem Netz« eher ande-
ren Disziplinen, dem akademischen Nachwuchs oder den Praktikern über-
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lassen hat.1 In diese Leerstelle stoßen zunehmend datenjournalistische 
Ansätze, die das fehlende Verständnis für netzpolitische Faktoren seitens 
des Publikums durch die Evidenz der schieren Menge analysierter Daten 
sowie eine buchstäbliche Kartierung des Feldes kompensieren können. 
Was zwischen Mikro und Makro, Faktensammlung und (Vor-)Urteil dabei 
gerne auf der Strecke bleibt, ist der Versuch, technologische Entwicklun-
gen und ihre politische Artikuliertheit zu vermitteln. Sofern sich ein solcher 
Versuch nicht an der Verifikation oder Falsifikation abstrakter Annahmen 
abarbeitet, sondern von normativen Vorstellungen bezüglich Bürgerschaft, 
Demokratie und Öffentlichkeit leiten lässt, weist er fast automatisch eine 
Nähe zur politischen Bildung auf: Hier müssen Inhalte weniger meinungs-
stark als in den Massenmedien sein, aber verständlicher formuliert werden 
als in den Fachwissenschaften. Die Analyse darf desillusionierend sein, 
sollte aber sensibel für Praktiken bleiben, die zur demokratischen Gestal-
tung des Gemeinwesens beitragen, auch wenn sie randständig sind. Die 
folgenden Fallstudien orientieren sich an dieser Agenda und behandeln 
zwei Bereiche: 

1. Formate digitaler Partizipation im deutschen Mehrebenen- und Partei-
ensystem sowie 

2. die Plattformisierung politischer Kommunikation durch algorithmische 
Öffentlichkeiten am Beispiel von nationalen Wahlen in den Vereinigten 
Staaten 2016 und Deutschland 2017. 

Zwischen Partizipation... 

Im ersten Fall erschließt die Exploration exemplarisch sowie historisch-
rekonstruktiv einen Aspekt, der die Auseinandersetzung von Beginn an 
begleitet und die Problematisierung bis heute prägt. So formulierte schon 
eine frühe Bestandsaufnahme die Frage: »Internet und Politik. Von der 
Zuschauer- zur Beteiligungsdemokratie?« (Leggewie/Maar 1998). Die Ana-
lyse zeigt hier, dass trotz einer Vielzahl verschiedener Verfahren und An-
—————— 
 1 »Ein einführender Überblick« unter dem Titel Netzpolitik ist bei der Abfassung dieses 

Abschnitts ebenso angekündigt (Busch/Breindl/Jakobi 2019) wie eine Monografie zur 
Genese eines Politikfeldes Netzpolitik (Reiberg 2018). Somit erscheinen diese Publikationen 
zu einem Zeitpunkt, ab dem sich in der Politik selbst eher der (anders konnotierte) Ter-
minus der »Digitalpolitik« durchzusetzen scheint. 
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wender in der politischen Praxis bislang kein Königsweg gefunden wurde, 
um (Bürger-) Beteiligung durch Elemente der Online-Kommunikation in 
einer Art und Weise zu gestalten, die den damit verbundenen euphorischen 
Erwartungen entsprechen würde. Dies belegt sowohl die Integration be-
treffender Prozesse in den administrativen Alltag als digitales Anliegenma-
nagement, als auch das uneingelöste Versprechen einer Verflüssigung der 
(Parteien-) Demokratie durch digitale Dauer-Deliberation (»LiquidFeed-
back«/Piratenpartei). Gleichzeitig lassen sich punktuell Konstellationen 
und Konfigurationen eruieren, die aus pragmatischer Perspektive dazu 
geeignet sind, dass relevante Akteure (Betroffene, Bürger, Stakeholder) 
Input und Feedback im Sinne einer Gesellschaftsberatung (Leggewie 2007) 
nicht nur online artikulieren, sondern auch dezidiert in (bürokratische, 
politische) Entscheidungsprozesse einspeisen. 

Was dabei als »gute Praxis« angesehen werden kann, bleibt allerdings 
bislang neben der Evaluation durch die anwendungsbezogene Forschung 
vor allem den Anbietern von Dienstleistungen und digitalen Beteili-
gungsarchitekturen überlassen. Diesbezüglich stellt die Untersuchung von 
zunehmend verabschiedeten, vor allem kommunalen Leitlinien zur Bürger-
beteiligung insbesondere im Hinblick auf die dort formulierten Kriterien 
für den Einsatz von Online-Angeboten ein Desiderat dar. Dies gilt ebenso 
für eine problematisierende Bestandsaufnahme, die das um digitale Partizi-
pation konstituierte Feld/Netzwerk von Akteuren aus Politik, pressure 
groups, Think-Tanks, Verwaltungen und Unternehmen charakterisiert und 
kartiert. 

Während betreffende Prozesse digitaler Partizipation bislang primär un-
ter dem Aspekt der Modernisierung (von Verwaltung, Parteien, Beteili-
gungsverfahren) implementiert wurden, deutet die Praxis von »pioneer 
communities« (Hepp 2016) kompetenter (zum Beispiel data literacy) zivilge-
sellschaftlicher Akteure aus dem Bereich des civic tech (Hacker, Maker, Pro-
grammierer) auf ein weitergehendes Potenzial. Vor diesem Hintergrund 
bleibt das mit der Digitalisierung verbundene Beteiligungsversprechen 
virulent. Ein auch seitens des politisch-administrativen Systems in Aussicht 
gestellter Kulturwandel der Datenoffenheit und des Open Government 
wäre aber eine Voraussetzung für seine Realisierung. Insofern die Fallstu-
die im April 2017 abgeschlossen wurde, sind inzwischen weitergehende 
empirische Entwicklungen zu beobachten, und gleichzeitig wurden seitdem 
auch relevante Studien publiziert. Exemplarisch sei hier für die deutsch-
sprachige Forschung die Untersuchung von Große (2018) genannt, die das 
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Thema »Benutzerzentrierte E-Partizipation« umfassend erschließt sowie 
problemorientierte Gestaltungsempfehlungen formuliert. Über die Um-
setzung solcher Erkenntnisse seitens staatlicher Stellen lässt sich weniger 
sagen, aber im April 2018 wurde als ein wichtiger Schritt in diese Richtung 
vom IT-Planungsrat, der zur informationstechnischen Koordinierung von 
Bund und Ländern geschaffen wurde, eine Handreichung zu Anforde-
rungen für E-Partizipationssoftware vorgelegt. Schließlich könnte das im 
August 2017 in Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung des Onlinezu-
gangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz – OZG), dessen 
Umsetzung Bestandteil des schwarz-roten Koalitionsvertrags auf Bundes-
ebene von 2018 ist, etwa durch die Einführung von Nutzerkonten für 
Bürger auch einen Beitrag für die Optimierung von Online-
Beteiligungsverfahren im Mehrebenensystem leisten. Angekündigt wurde 
im Koalitionsvertrag auch »eine Beteiligungsplattform für alle veröffent-
lichten Gesetzentwürfe der Bundesregierung […], die der transparenten 
Beteiligung von Bürgern und Verbänden dient und zu denen die Bundes-
regierung dann Stellung nimmt.« (CDU/CSU/SPD 2018: 46) 

Ebenso hat sich bei der Konzeption und Implementierung von Partizi-
pations-Projekten einiges getan. Mein Überblick über Formate zur Beteili-
gung ihrer Mitglieder für die im Bundestag vertretenen Parteien fokussiert 
vor allem das Innovationspotenzial im Vergleich zu den im europäischen 
Ausland erfolgreichen Bewegungsparteien (Meyer 2018). Für deren Mobili-
sierungserfolge sind in der Regel digitale Infrastrukturen mitverantwortlich. 
Auch für die sogenannte »Sammlungsbewegung Aufstehen« spielt zumin-
dest im Selbstverständnis das Online-Instrument »pol.is« eine herausgeho-
bene Rolle. Hier wurde im Herbst 2018 eine erste »digitale Debatte« 
(www.aufstehen.de/pol-is) geführt. Im Mittelpunkt des Interesses steht 
dabei, durch die algorithmische Auswertung der Angaben ein politisches 
Profil der Basis zu eruieren. Dadurch wird für die Führung erkennbar, 
welche Positionierungen mehrheitsfähig sein könnten. Schließlich bleibt 
die Idee von Beteiligungsinfrastrukturen relevant, die als Open-Source-
Angebote flexibel für verschiedene Akteure verfügbar sind, wie ein seit 
2018 in der Beta-Phase befindliches Civic-Tech-Projekt dokumentiert: 
»Beteiligung.in ist eine Plattform, mit der Kommunen ihre Bürger*innen 
online beteiligen können. Dazu bietet die Plattform verschiedene Möglich-
keiten wie gemeinsam Ideen zu sammeln, auf Karten zu arbeiten oder 
Texte kollaborativ zu bearbeiten. Betrieben wird die Plattform vom unab-
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hängigen und gemeinnützigen Verein Liquid Democracy aus Berlin.« 
(www.beteiligung.in) 

... und Plattformisierung 

Der Begriff der Plattform ist in der öffentlichen Diskussion unterdessen 
fast zum Synonym für die Problematik politischer Kommunikation in der 
digitalen Gesellschaft geworden. Spätestens seit dem US-Präsidentschafts-
wahlkampf 2016 und den Enthüllungen zu Desinformationskampagnen 
und zum Abfluss von Nutzerdaten zum zwielichtigen Polit-Dienstleister 
Cambridge Analytica stehen vor allem Facebook und Instagram, aber auch 
Twitter sowie YouTube und Google gewaltig unter Druck. In den USA 
untersucht sogar das Parlament die Rolle, die diese Gatekeeper der Online-
Öffentlichkeit bei der Wahl von Donald Trump gespielt haben. Auch rus-
sische Protagonisten haben die Plattformen offensichtlich dazu genutzt, 
um durch Falschmeldungen die öffentliche Meinung während des Wahl-
kampfs zu manipulieren. Im Fokus steht dabei sowohl die virale und gege-
benenfalls durch automatisierte Profile (sogenannte »bots«) beförderte 
Verbreitung, als auch die direkte Adressierung von Nutzern durch An-
zeigen mit politisch relevanten Inhalten. 

Die öffentlichkeitswirksame Auseinandersetzung mit dieser Proble-
matik hat eine Reihe von Reaktionen seitens der Unternehmen ausgelöst, 
die im Hinblick auf die empirische Entwicklung vorerst unabschließbar 
erscheinen. Unabhängig von einzelnen Maßnahmen zur Behebung von 
Problemen deuten sich dabei aber auch grundlegendere Veränderungen an, 
die das (Selbst-)Verständnis der Unternehmen und ihre gesellschaftliche 
Rolle betreffen. Selbst Gründer und Facebook-Vorstandsvorsitzender 
Mark Zuckerberg musste schon zentrale Positionen revidieren, etwa als er 
Schritte ankündigte, »um die Integrität des demokratischen Prozesses zu 
schützen«. So die Diktion des mächtigen Medienunternehmers, der eine 
verlegerische Verantwortung für die bei Facebook zirkulierenden Inhalte 
zumindest in Frage stellt. 

Freilich geht es dabei nicht nur um das öffentliche Ansehen des social 
network. Vielmehr versuchen die Strategen aus dem Silicon Valley eine 
weitergehende staatliche Regulierung ihrer Geschäftsmodelle zu ver-
hindern. Diese droht nicht nur in Europa, sondern selbst in den USA. 
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Dort haben etwa Senatoren eine Gesetzesinitiative ergriffen und den 
»Honest Ads Act« für mehr Transparenz bei der politischen Online-
Werbung auf den Weg gebracht: Es soll für Nutzer nachvollziehbar sein, 
wer inhaltlich und finanziell für die Veröffentlichung einer Polit-Anzeige 
verantwortlich ist. Dieser Forderung sind die Informationsintermediäre 
inzwischen zuvorgekommen und sorgen in unterschiedlichem Ausmaß 
selbst für mehr Transparenz. Die Maßnahmen beinhalten die Kenn-
zeichnung und Offenlegung der Anzeigen, die von einem – verifizierten – 
Akteur geschaltet werden. Die betreffenden Inhalte werden dann in einem 
öffentlich zugänglichen Archiv online vorgehalten. Darüber hinaus werden 
verausgabte Summen und erreichte Zielgruppen genannt. Facebook stellt 
sogar in Aussicht, diejenigen politischen Inserenten, die sich nicht als sol-
che zu erkennen geben, durch Maßnahmen des maschinellen Lernens 
automatisch zu identifizieren. 

Die Implementierung dieser Instrumente im Vorfeld der Midterm 
Elections 2018 in den USA zeigt, dass die Vorhaben vielleicht gut gemeint, 
aber eben nicht gut gemacht sind. Auch wenn während des Wahlkampfs 
etwa zahlreiche inauthentische Profile bei Facebook und Twitter gelöscht 
werden, versagen die automatisierten und algorithmisierten Verfahren im 
Detail immer wieder, so dass böswillige Akteure (bad actors, so die Ter-
minologie von Facebook) in der Lage sind, Schlupflöcher auszunutzen. 
Diese Entwicklungen konnten im Zuge der Fallstudie, die im Februar 2018 
vorgelegt wurde, nicht mehr berücksichtigt werden. Aber es gelingt, einen 
Kipppunkt im Hinblick auf die Plattformisierung politischer Kommu-
nikation zu fokussieren. Darüber hinaus kann gezeigt werden, dass die 
permanente Transformation geradezu charakteristisch für die hier skizzier-
te algorithmische Öffentlichkeit ist. Die Veränderungen, die aktuell in 
dichter Folge vorgenommen werden, zu verfolgen und ihre Auswirkungen 
auch nur ansatzweise zu reflektieren, ist ein Fulltime-Job, dem sich in den 
USA zahlreiche Medien-outlets, Think-Tanks, Watchdogs aber auch Aka-
demiker widmen.2 

In Deutschland steht eine ähnlich akribische Auseinandersetzung noch 
am Anfang.3 In der Forschung hat die kommunikationswissenschaftliche 

—————— 
 2 Zu deren einschlägigen Publikationen zu spezifischen Aspekten nach der Fertigstellung 

der Fallstudie zählen u.a. Acker 2018, Gillespie 2018, Nadler/Crain/Donovan 2018 und 
Lewis 2018. 

 3 Dazu zählen mit Bezug zur Bundestagswahl 2017 das Projekt »Datenspende«, bei dem 
die Personalisierung und Regionalisierung relevanter Google-Suchergebnisse untersucht 
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Konzeptualisierung von »Algorithmed Public Spheres« (Hans-Bredow-
Institut) schon Eingang in den Diskurs gefunden4, während die politische 
Kommunikationsforschung das Thema einer eher quantifizierenden 
»Political Data Science«5 überlässt. Die öffentliche Aufmerksamkeit ist da-
bei stark auf die Verbreitung extremistischer Inhalte respektive »Hate 
Speech« fokussiert, ohne dass andere Aspekte gleichermaßen proble-
matisiert werden. So haben sich die Plattformen im Bundestagswahlkampf 
2017 allen Parteien als relevanter Partner angedient. Instrument dieser 
Annäherung waren vor allem Informationsangebote über die politischen 
Positionen von Kandidierenden und Parteien. Diese Formate wurden den 
Nutzern von Facebook und Google bei passender Gelegenheit prominent 
angezeigt. Die Angaben zu Personen und Positionen konnten die be-
treffenden Akteure dabei selbst verfassen. Vielleicht lässt sich diese Praxis 
am ehesten als freiwilliges Äquivalent zur kostenfrei ausgestrahlten Wahl-
werbung im Rundfunk verstehen. Eine Parallele zum TV-Duell drängt sich 
darüber hinaus bei einem weiteren Angebot auf: Die zu Google gehörende 
Video-Plattform YouTube veranstaltete zunächst mit Angela Merkel und 
später mit Martin Schulz ein für Internet-Verhältnisse episches Einzelin-
terview. Bei diesem kamen diverse YouTube-Stars zum Einsatz, die im 
Marketing aufgrund ihrer Meinungsmacht beim Publikum ihrer Video-
Kanäle als Influencer bezeichnet werden. Sie befragten die Kandidaten im 
firmeneigenen Berliner YouTube-Space. Dazu gab es im Gegensatz zu 
dem von der Kanzlerin in ein passgenaues Format verhandelten TV-Duell 
redaktionelle Einspieler und sogar Wortmeldungen von Zuschauern der 
beiden Livestreams, die von Google und YouTube auf der jeweiligen Start-
seite beworben wurden. Auch wenn auf diesem Weg noch keine enorme 
Reichweite erzielt wurde, dürfte den Kommunikationsstrategen in den 
Parteizentralen doch klar geworden sein, welcher Kanal in Zukunft den 
Draht zu Erstwählern herzustellen vermag. 

—————— 
wurde (siehe dazu den Abschlussbericht von Krafft/Gamer/Zweig 2018), und das Pro-
jekt »Measuring Fake News« (siehe dazu den Abschlussbericht von 
Sängerlaub/Meier/Rühl 2018). In Berlin ist darüber hinaus organisatorisch das »Tactical 
Tech Collective« angesiedelt, das im internationalen Zusammenhang eine Reihe ein-
schlägiger Untersuchungen für den Gegenstandsbereich vorgelegt hat (https://ourdata 
ourselves.tacticaltech.org/projects/data-and-politics/). 

 4 Zur Rolle von Algorithmen bei der Ordnung und Regulierung digitaler Kommunikation 
siehe inzwischen auch Katzenbach 2018 und in ähnlicher Perspektive Caplan/boyd 
2018. 

 5 Vgl. für den hier behandelten Gegenstandsbereich zum Beispiel Hegelich 2018a. 
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Abgesehen davon beklagen politisch Verantwortliche die mangelnde 
Kooperationsbereitschaft der Plattformen bei kritischen Fragen und zeigen 
sich vom Verhalten der Firmenvertreter gegenüber Regierung und Parla-
ment eher enttäuscht. Derweil unterhält Facebook seit Januar 2018 in 
Deutschland unter dem Titel »Gesprächskreis Digitalität und Verant-
wortung« ein eigenes Experten-Forum, das entsprechende Institutiona-
lisierungen seitens des politischen Systems wie zum Beispiel die seit August 
2018 existierende Datenethikkommission der Bundesregierung reflektiert: 
»Ziel des Gesprächskreises ist es, sich zu Fragen von Demokratie und 
Digitalisierung insbesondere im Kontext sozialer Netzwerke auszutauschen 
und kritisch mit Vertreterinnen und Vertretern von Facebook zu diskutie-
ren.«6 Es bleibt abzuwarten, ob ein solches Format dazu geeignet ist, ethi-
sche Einsichten und damit die Selbstregulierung der Plattform zu beför-
dern. Ebenso exklusiv bleibt der Zugang zu vielen Facebook-Daten für 
Forschungszwecke: Zunächst in einem Pilotprojekt zu »effects of social 
media on democracy and elections« stellt das Unternehmen dafür Daten-
sätze zur Verfügung. Wer diese auswerten darf, entscheidet eine neue Or-
ganisation namens Social Science One mit dem Auftrag »Building Industry-
Academic Partnerships«.7 Eine andere Vorgehensweise praktiziert Twitter 
und macht ausgewählte Datensätze online frei verfügbar. 

Ungeachtet einzelner Maßnahmen und Transparenzinitiativen wachsen 
die Zweifel an einer erfolgreichen Selbstregulierung von Plattformen und 
sogar daran, dass durch Regulierung die Entwicklung einer algorithmischen 
Öffentlichkeit erreicht werden kann, die auch im Sinne demokratischer 
Gesellschaften ist. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach einem 
»öffentlich-rechtlichen« Pendant, das den Bürgern vergleichbare Funktio-
nen bietet – und vielleicht sogar als Plattform für digitale Partizipation 
fungieren könnte. Diese Aspekte denkt jedenfalls der von Jeremy Corbyn 
in Anlehnung an die BBC vorgelegte Vorschlag für die Gründung einer 
»british digital corporation« zusammen: »A BDC could develop new 
technology for online decision making and audience-led commissioning of 

—————— 
 6 So eine Meldung von Facebook vom 5.10.2018 (https://de.newsroom.fb.com/news/h/ 

gespraechskreis-digitalitaet-und-verantwortung-2/); siehe dort auch Angaben zur perso-
nellen Zusammensetzung. 

 7 In einem Papier reflektieren die für die Entscheidungen von Social Sciene One Verant-
wortlichen die prozedurale und struktuelle Konstruktion und proklamieren: »Our model 
ensures that the company’s interests are protected, the data is kept secure and private, 
and the researchers publishing maintain independence.« (King/Persily 2018: 4) 
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programmes and even a public social media platform with real privacy and 
public control over the data«. (Corbyn 2018) 

 



I. Digitale Partizipation: Placebo oder 
Perspektive? 

Einleitung 

Strukturwandel der Öffentlichkeit 

Es gehört seit Beginn der digitalen Revolution zu den Versprechungen der 
Online-Kommunikation, auch Defizite der repräsentativen Demokratie zu 
beheben.8 Genährt wurden die Erwartungen durch die kommunikations-
technologischen Innovationen des Web 2.0: »Die quasi zweite Generation 
des Internets bietet eine Reihe von Möglichkeiten der Beteiligung und 
Interaktion. Mit vergleichsweise niedrigem Aufwand, einfacher Bedienung 
und oft schon ohne große EDV-Kenntnisse kann der Nutzer bei der Ge-
staltung des Internets mitmachen und Inhalte einbringen, bearbeiten, 
kommentieren und verteilen« (Güldenzopf 2009: 14). Für diese Praxis sind 
soziale Netzwerke wie Facebook, der Mikro-Blogging-Dienst Twitter oder 
Plattformen wie Wikipedia charakteristisch, wo nutzergenerierte Inhalte 
gebündelt werden. Das daraus resultierende Mitmach-Netz ist zwar primär 
ein Markplatz des populären Vergnügens, auf dem amüsante Bilder und 
Videos zirkulieren, hat aber auch für die politische Kommunikation rele-
vante Eigenschaften. Im Mittelpunkt der betreffenden Betrachtungen steht 
zumeist die »Rückkanalfähigkeit« sozialer Medien, die schon seit längerem 
als Schlüssel zur Realisierung der Medienutopie von der Demokratisierung 
des öffentlichen Diskurses gilt. So formulierte Bertold Brecht bereits 1932 
in seiner »Radiotheorie«: »Der Rundfunk ist aus einem Distributions-
apparat in einen Kommunikationsapparat zu verwandeln. Der Rundfunk 
wäre der denkbar großartigste Kommunikationsapparat des öffentlichen 
Lebens, ein ungeheures Kanalsystem, das heißt, er wäre es, wenn er es 
verstünde, nicht nur auszusenden, sondern auch zu empfangen, also den 

—————— 
 8 Diese Ausarbeitung schließt an Meyer 2016 an und übernimmt daraus ohne weiteren 

Nachweis Formulierungen. 



 DI G I T A L E  P A R T I Z I P A T I O N :  P L A C E B O  O D E R  P E R S P E K T I V E ?  19  

Zuhörer nicht nur hören, sondern auch sprechen zu machen und ihn nicht 
zu isolieren, sondern ihn in Beziehung zu setzen« (Brecht 1967: 129). 

Unabhängig von der in diesem Zusammenhang zu beobachtenden Zu-
nahme extremer respektive extremistischer Erscheinungen (»Hate Speech«) 
sowie der Verbreitung von Falschmeldungen (»Fake News«) in sozialen 
Medien stellt sich allerdings die Frage, ob die Möglichkeit der nied-
rigschwelligen Teilhabe an digitalen (Teil-)Öffentlichkeiten überhaupt 
politisch wirksam werden kann, wie Jürgen Habermas problematisiert: 
»Aber die horizontale und entformalisierte Vernetzung der Kommunika-
tionen schwächt zugleich die Errungenschaften traditioneller Öffentlich-
keiten. Diese bündeln nämlich innerhalb politischer Gemeinschaften die 
Aufmerksamkeit eines anonymen und zerstreuten Publikums für ausge-
wählte Mitteilungen, sodass sich die Bürger zur gleichen Zeit mit denselben 
kritisch gefilterten Themen und Beiträgen befassen können. Der be-
grüßenswerte Zuwachs an Egalitarismus, den uns das Internet beschert, 
wird mit der Dezentrierung der Zugänge zu unredigierten Beiträgen be-
zahlt« (Habermas 2006). Insofern entfalten Artikulationen in den sozialen 
Medien zwar eine »subversive Wirkung auf autoritäre Öffentlichkeits-
regime«, wie Habermas konzediert. Ob sich dieses Potenzial auch kon-
struktiv nutzen lässt, bleibt aus seiner Perspektive allerdings zweifelhaft. 
Deshalb resultiert in offenen Gesellschaften aus dem digitalen Struktur-
wandel der Öffentlichkeit nicht automatisch ein Zuwachs an demokrati-
scher Teilhabe.  

Politische Partizipation und Online-Kommunikation 

Die Rückkanalfähigkeit steht im Zentrum der Diskussion darüber, ob 
Online-Kommunikation und insbesondere soziale Medien spezifische 
Möglichkeiten der Partizipation und Teilhabe eröffnen. Bezugspunkt dieser 
Diskussion ist das »Idealbild einer Beteiligungsdemokratie, in der kollektive 
Entscheidungen unter der weitgehenden Teilhabe aller Bürger […] dis-
kutiert und sanktioniert werden«: »Neue digitale Medien fungieren im 
Rahmen dieser Deutung als Instrumente zur Überwindung technischer 
Hürden in der Organisation politischer Beteiligung im Flächenstaat« (Zittel 
2010: 9). Damit sind nicht zwangsläufig Abstimmungen und Wahlen ge-
meint, sondern die Ergänzung repräsentativer Demokratien durch das 
Konzept der Responsivität. »Mit ihm verbindet sich die Erwartung, dass 
die Interessen der Wähler in der staatlichen Willensbildung weitgehende 
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Berücksichtigung finden sollten« (ebd.: 34). Insofern stellt sich die Frage 
nach Formaten der Online-Kommunikation, die ein entsprechendes 
Feedback ermöglichen. 

Im Gegensatz zu Ansätzen in der kommunikations- und sozialwissen-
schaftlichen Forschung sowie der Praxis politischer Bildung soll hier aber 
nicht der vielfach verfolgten Mobilisierungshypothese nachgegangen wer-
den. »Diese geht davon aus, dass internetvermittelte Kommunikation mehr 
Bürgerinnen und Bürger zu politischer Partizipation mobilisiert« (Escher 
2013: 452). Eine zentrale Annahme ist in diesem Zusammenhang, »dass 
durch neue digitale Medien die individuellen Kosten von Partizipation 
gesenkt und dass auf diese Weise der Grad der Partizipation gesteigert 
werden kann« (Zittel 2010: 19). Doch durch die empirische Komplexität 
und das Problem der Definition adäquater Vergleichsmaßstäbe sind gene-
ralisierende Antworten auf diese Fragestellung kaum möglich.9 Gewinn-
bringender erscheint es, punktuell zu eruieren, welche Formate und In-
strumente wie genutzt werden. Dabei sind vorab folgende Überlegungen 
und Unterscheidungen im Hinblick auf den Zusammenhang von »Online-
Kommunikation und politischer Partizipation« heuristisch hilfreich, die 
auch den Fortgang der Untersuchung informieren und strukturieren. 

1. »Durch die computergestützte […] Kommunikation können ver-
schiedenste Interessen, etwa zwischen Bürgerinnen und Bürgern unter-
einander […] oder zwischen Bürgerinnen und Bürgern und politischen 
Entscheidungsebenen dargestellt und in den politischen Entschei-
dungsprozess eingearbeitet werden. […] Denkbar ist eine Partizipation 
in Form eines Top-down-Prinzips (eine Partizipation auf Initiative des 
Staates), umgekehrt existieren auch Initiativen, die von Bürgerinnen 
und Bürgern angestoßen werden (Bottom-up-Ansatz).« (Deutscher 
Bundestag 2013: 27) 

2. Realisiert werden diese Formen politischer Partizipation in unterschied-
lich konfigurierten Formaten, die kommunikationstechnologisch be-
ständig im Wandel begriffene Kanäle digitaler politischer Kommunika-
tion nutzen. Diese Darstellung demonstriert idealtypisch, wie die 
Nutzung einzelner  »Kanäle« dabei  einerseits bestimmten Kommunika- 

—————— 
 9 Für eine Einführung in die Forschungsdiskussion zur Mobilisierungshypothese siehe 

Escher 2013. 




